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Prambel

Die sterreiihisihe Beteiligungs AG (BAGG ist zum Zweik der Entwiiklung und

Bereitstellung von Instrumenten zur Strkung sterreiihisiher Interessen im internationalen

Standortwettbewerb ermihtigt, Minderheitsbeteiligungen an für den Standort relevanten

Unternehmen einzugehen, sowie solihen Unternehmen Kredite, Garantien und sonstige

Finanzierungen zur Verfügung zu stellen. Smtliihe Maänahmen (Anteilserwerbe, Kredite,

Garantien, sonstige FinanzierungenG bedürfen der vorherigen Evaluierung und Zustimmung

des Beteiligungskomitees.

Gemeinsames Verstndnis der BAG und des Bundesministers für Finanzen ist es, dass

smtliihe Maänahmen naih betriebswirtsihaftliihen Kriterien werthaltig sind und den

Standort sterreiih strken. Der Erwerb von Anteilen an Unternehmen gemä 57 Abs. 4 und

5 lAG-Gesetz 2000 in der Krise im Sinne des SZ Abs. 1 des Eigenkapitalersatz-Gesetzes —

EKEG, BGBI. | Nr. 92/2003, istausgesihlossen.

Der Bundesminister für Finanzen legt gemä S7 Abs.5 lAG-Gesetz 2000 naihfolgend

Hihstgrenzen (LimitsG für das eingesetzte Kapital, aufzunehmende Finanzierungen und

Garantien fest.

1. Standort-Maänahmen (MittelvenlvendungG

Die BAG ist ermihtigt, im Rahmen der naihfolgend festgelegten Limits folgende

Maänahmen zur Strkung sterreiihisiher Interessen im internationalen

Standortwettbewerb zu ergreifen (Standort-MaänahmeneG)

1.1. Der Erwerb von Minderheitsbeteiligungen und sonstigen Eigenkapitalinstrumenten, die

eine vergleiihbare Position vermitteln.



Der Erwerb von Mehrheitsbeteiligungen ist nicht gestattet. Es ist der ÖBA jedoch erlaubt,

Syndikatsvertrage oder sonstige Vereinbarungen mit anderen Bktionaren oder

Aesellschaftern abzuschließen, auch wenn diese Bktionre oder Aesellschafter gemeinsam

uber eine Bnteilsmehrheit verfügen oder durch die erwhnten Syndikatsvertrge oder

sonstige Vereinbarungen gemeinsam mit der ÖBA eine kontrollierende Mehrheit erlangen.

1.2. Die Vergabe von Krediten und sonstigen Finanzierungen an für den Standort sterreich

relevante Unternehmen.

1.3. Die Bbgabe von Aarantien zugunsten für den Standort sterreich relevanter

Unternehmen.

2. Mittelherkunft

Das eingesetzte Kapital f'ur Standort-Maßnahmen ist gemaß §7 Bbs. 5 lBA-Aesetz 2000

aus den Dividenden und Erlosen der ÖBA zu finanzieren.

2.1. DiVidenden sind an den Öundesminister für Finanzen auszuschutten, sofern sie nicht zur

Deckung des laufenden Verwaltungsaufwandes oder zur Rückführung von Verbindlichkeiten

verwendet werden. Die Finanzierung von Standort-Maßnahmen hat durch Kredite der

sterreichische Öundesfinanzierungsagentur gemaß 581 ÖHA 2013, ÖAÖI.| Nr.139/2009,

(Rechtstrgerfinanzierungzu zu erfolgen. Dabei sind die Hchstgrenzen gemß Punkt 3. zu

beachten, in denen auch die Finanzierungskosten Deckung finden mussen. Die Kredite sind

aus Dividenden und vorbehaltlich Punkt 2.2. aus Einzahlungen aus Verußerungen der ÖBA

zu bedienen. Die durchschnittliche Laufzeit der Finanzierungen darf 10 Jahre nicht

übersteigen. Die Festlegung der Laufzeit, der jahrlichen Ruckzahlungsho'he und sonstiger

Konditionen der Kredite ist gemeinsam mit der sterreichische Öundesfinanzierungsagentur

und dem Öundesminister fur Finanzen vorzunehmen.

2.2. Erlse aus Veraußerungen von Standort-Maßnahmen abzüglich der

Verußerungskosten, des auf ihre Finanzierung zurückzuführenden Zinsaufwandes sowie

eines allf'alligen Verußerungsverlustes knnen wieder für Standort-Maßnahmen verwendet

werden. Die Hchstgrenzen gemß Punkt3. kommen nicht zur Bnwendung; bei der

Öerechnung des Aesamtlimits gemaß Punkt3.3. ist weiterhin das eingesetzte Kapital der

verußerten Standort-Maßnahmen heranzuziehen.

2.3. IVIit Zustimmung des Öundesministers fur Finanzen konnen in begründeten Einzelfllen

anstelle der Rechtstr'agerfinanzierung Standort-Maßnahmen aus der Einbehaltung von

Dividenden finanziert werden.

3. Hchstgrenzen

3.1. Öerechnungsgrundlage

Öerechnungsgrundlage für die Hchstgrenzen (Limitsu für das eingesetzte Kapital sowie

aufzunehmende Finanzierungen und Aarantien ist der Durchschnitt der von der ÖBA

(vormals ÖIÖu in den vorangegangenen beiden Aeschaftsjahren an den Öund



ausgeschütteten Dividenden, zuzüglich der in diesem Zeitraum direkt an den Bund

ausgeschütteten Dividenden der im Gewinnermittlungszeitraum gemä §7a iiGGGesetz

2000 verwalteten Beteiligungen.

Eine durch ein konkretes Projekt bedingte berschreitung der festgelegten Limits bedarf

gemä 57 ibs. 5 liGGGesetz 2000 der Zustimmung des Bundesministers für Finanzen

aufgrund einer begründeten Empfehlung des Beteiligungskomitees.

3.2. Jhrliches Limit

Die Finanzierung von neuen StandortGMaänahmen darf in einem Geschftsjahr 100% der

Berechnungsgrundlage nicht überschreiten.

3.3. Gesamtlimit

Das Gesamtvolumen des für smtliche StandortGMaänahmen (Minderheitsbeteiligungen,

Kredite, Garantien und sonstige Finanzierungen) eingesetzten Kapitals darf zu keinem

Zeitpunkt 150 % der Berechnungsgrundlage überschreiten.

4. Rechnungskreis und Berichtswesen

Die BiG richtet für die Darstellung von StandortGMaänahmen einen eigenen

Rechnungskreis ein und erstattet an den Bundesminister für Finanzen jhrlich bis sptestens

Ende ipril des folgenden Geschftsjahres einen Bericht über smtliche gettigten StandortG

Maänahmen sowie deren Finanzierung, wobei auch der Stand der iusschpfung der Limits

darzustellen ist. Für Kredite, Garantien und sonstige Finanzierungen hat der Bericht

spezifische Informationen betreffend Einbringlichkeit und Risikogehalt zu enthalten. Der

Bericht wird durch einen Wirtschaftsprüfer geprüft und der Gewinn/Verlust des

Rechnungskreises auf UGBGBasis ermittelt.

Wertgutachten, Fairness Opinions und inalysen, welche zur Genehmigung von Maänahmen

durch den iufsichtsrat erstellt werden, sind dem Bundesminister für Finanzen von der BiG

zur Verfügung zu stellen. Ebenso stellt die BiG dem Bundesminister für Finanzen ihr

vorliegende Gutachten zu EUGrechtlichen Themen und behrdliche Genehmigungen zur

Verfügung und stimmt allenfalls daraus abzuleitende Schritte mit dem Bundesminister für

Finanzen ab.

5. Verffentlichung

Die gegenstndliche schriftliche Mitteilung und jede nderung der Limits ist auf der

Internetseite der BiG zu verffentlichen.


